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Bekanntermaßen hat der Rat der Europäischen Union am 5.12.2017 ein Legislativ-Paket mit dem Ziel der Modernisierung

der Umsatzbesteuerung beim grenzüberschreitenden elektronischen Handel im Privatkundenbereich, den sog. Umsatzsteu-

er-Digitalpakt beschlossen. Die Umsetzung der ersten Stufe in nationales Recht erfolgte auf Grundlage des Gesetzes zur Ver-

meidung von Umsatzsteuerausfällen beim Handel mit Waren im Internet und zur Änderung weiterer steuerlicher Vorschrif-

ten vom 11.12.2018 mit Wirkung zum 1.1.2019. Zum 1.4. bzw. 1.7.2021 wurde mit dem Jahressteuergesetz 2020 die zweite

Stufe des Umsatzsteuer-Digitalpaktes in nationales Recht umgesetzt. Neben Maßnahmen wie der Einbeziehung von Betrei-

bern elektronischer Schnittstellen in fiktive Lieferketten, der Einführung eines neuen sog. Import-One-Stop-Shop-Verfahrens

oder einer Sonderregelung zur Entrichtung der Einfuhrumsatzsteuer (EUSt) zieht insbesondere die Vereinheitlichung der Lie-

ferschwellen weitreichende Konsequenzen nach sich. Alle Lieferungen an Endverbraucher innerhalb der EU müssen in Zu-

kunft im Bestimmungsland versteuert werden, falls nicht der Ausschlusstatbestand der Umsatzschwelle i. H. v. 10 000 Euro

Anwendung findet. In den allermeisten EU-Staaten entsteht durch die Lieferung eines innergemeinschaftlichen Fernverkaufs

eine Steuerpflicht. Zum 1.7.2021 fiel die bisherige Freigrenze von 22 Euro für die Einfuhr von Waren nach Deutschland aus

Drittländern weg. Damit entsteht grundsätzlich auf alle Sendungen von Waren EUSt! Ein Verzicht erfolgt nur, wenn der Wa-

renwert zu einer EUSt von weniger als einem Euro führt. Damit werden für alle Waren aus dem Drittland Zollanmeldungen

erstellt werden müssen. Das ist aus Sicht des Zolls aber nicht so schlimm, da die neue Entwicklung ATLAS-IMPOST für den

entsprechenden Informationsaustausch sorgen soll. ATLAS-IMPOST ist die Importabfertigung von Post- und Kuriersendun-

gen, die allerdings erst zum 15.1.2022 in Betrieb genommen wird. Da bleibt nur zu hoffen, dass die Bürokratie durch EDV-

Systeme tatsächlich in Grenzen gehalten wird!

Entscheidungen
BGH: Urteil im bundesweit ersten Cum-Ex-

Strafverfahren bestätigt

Das Landgericht hat den Angeklagten S. im Zu-

sammenhang mit sog. Cum-Ex-Geschäften in

den Jahren 2007 bis 2011wegen Steuerhinterzie-

hung in mehreren Fällen zu einer Bewährungs-

strafe von einem Jahr und zehn Monaten verur-

teilt; gegen den Mitangeklagten D. hat es wegen

mehrerer Fälle der Beihilfe zur Steuerhinterzie-

hung eine Bewährungsstrafe von einem Jahr ver-

hängt. Zudemhat es bei demAngeklagten S. Tat-

erträge in Höhe von 14 Mio. Euro sowie bei dem

Bankhaus W. als der Einziehungsbeteiligten in

Höhe von ca. 176Mio. Euro eingezogen.

Dem Urteil des Landgerichts lagen folgende

Feststellungen zugrunde:

Der Angeklagte S. und Verantwortliche des Bank-

hauses W., insbesondere die gesondert Verfolg-

ten Dr. O. und Sc., verabredeten in den Jahren

2007 bis 2011, deutsche Finanzbehörden durch

wahrheitswidrige Erklärungen zur Erstattung an-

geblich gezahlter Kapitalertragsteuer in Millio-

nenhöhe zu veranlassen, die tatsächlich aber

nicht entrichtetwurde. Hierfür plante undorgani-

sierte der Angeklagte S. eine Vielzahl vom Bank-

haus W. durchgeführter Cum-Ex-Leerverkaufsge-

schäfte, die wie folgt abliefen: Das Bankhaus W.

kaufte in derDividendensaison der Jahre 2007 bis

2011 von Leerverkäufern jeweils kurz vor dem

Hauptversammlungstag Aktien mit Dividenden-

anspruch (sog. „Cum-Aktien“); die Leerverkäufer

lieferten – wie von vornherein geplant und auch

gewollt – Aktien ohne Dividendenanspruch (sog.

„Ex-Aktien“) und leisteten zur Kompensation an

das Bankhaus W. je eine Ausgleichszahlung (sog.

Dividendenkompensationszahlung), für die ab

dem Jahr 2007 Kapitalertragsteuer zu entrichten

ist. Allen Beteiligten war als Bankkaufleuten be-

kannt, dass diese Steuer weder auf Seiten der

Leerverkäufer noch sonst einbehalten wurde.

Gleichwohl stellte das Bankhaus W. sich selbst

Steuerbescheinigungen zur Vorlage bei den Fi-

nanzbehörden aus, mit denen es – fälschlicher-

weise – den angeblichen Steuereinbehalt bestä-

tigte. Unter Vorlage dieser Bescheinigungen bei

den Finanzbehörden erreichten insbesondere die

gesondert Verfolgten Dr. O. und Sc., dass an die

Einziehungsbeteiligte zu Unrecht insgesamt über

166Mio. Euro ausbezahlt wurden. Aus diesenTat-

erträgen erwirtschaftete die Einziehungsbetei-

ligteweitere10Mio. Euro.

In den Jahren 2009 bis 2011 war der Angeklagte

S. noch an weiteren Fällen maßgeblich beteiligt,

in denen die umgesetzte Strategie demVorgehen

indenEigenhandelsfällendesBankhausesW. ent-

sprach, jedocheigens fürdiesenZweckgegründe-

te Fonds die Rolle des Leerkäufers übernahmen.

Nach Vorlage – inhaltlich falscher – Steuerbe-

scheinigungen,diedenangeblichenSteuereinbe-

halt für die durchgeführten Cum-Ex-Transaktio-

nen bestätigten, zahlten die Finanzbehörden an

dieFondszuUnrechtüber226Mio.Euroaus.

Der Angeklagte S. profitierte von den Geschäf-

ten insgesamt in Höhe von 14 Mio. Euro. Hinge-

gen war der Angeklagte D. an den Profiten nicht

beteiligt; ihm kamen auch nur unterstützende

Aufgaben zu.

Entscheidung des Senats:

Der u. a. für Steuerstrafsachen zuständige 1.

Strafsenat des BGH hat die gegen dieses Urteil

von allen Verfahrensbeteiligten – mit unter-

schiedlicher Reichweite und Angriffsrichtung –

eingelegten Revisionen verworfen und nur den

Schuldspruch in Bezug auf den Angeklagten D.

unter Aufrechterhaltung der verhängten Strafe

dahin geändert, als dieser Angeklagte einer ein-

heitlichen Beihilfe schuldig ist.

Mit seiner Entscheidung hat der BGH die Auffas-

sung der Vorinstanz bestätigt, dass die Geltend-

machung tatsächlich nicht einbehaltener Kapital-

ertragsteuer gegenüber den Finanzbehörden auf

der Grundlage derartiger Cum-Ex-Geschäfte den

StraftatbestandderSteuerhinterziehungerfüllt.

An einer vorsätzlichen Begehung konnte – wie

das Landgericht ohne Rechtsfehler ausgeführt

hat – kein Zweifel bestehen, weil die Beteiligten

um den Dividendenstichtag herum bewusst ar-

beitsteilig auf die Auszahlung nicht abgeführter

Kapitalertragsteuer hingewirkt haben. Zum Zeit-

punkt der Begehung der Taten sah das Gesetz

bereits in den insoweit einschlägigen Vorschrif-

ten eine klare und eindeutige Regelung vor, ge-

gen die die Beteiligten nach den rechtsfehlerfrei

getroffenen Feststellungen des Landgerichts

verstoßen haben. Dies ergibt sich schon daraus,

dass nur die tatsächlich einbehaltene Kapitaler-

tragsteuer zur Anrechnung und Auszahlung an-

gemeldet werden darf. Zudem betrifft die von

der Revision angeführte Rechtsprechung des

BFH zum wirtschaftlichen Eigentum solche Kon-

stellationen nicht, weil der bloße Abschluss der-

artiger Leerverkaufsabreden kein wirtschaftli-

ches Eigentum begründen konnte.

Die Revisionen des Angeklagten S. und des

Bankhauses W. gegen die sie betreffenden Ein-

ziehungsentscheidungen blieben ohne Erfolg.

Prof. Dr. Michael

Stahlschmidt,

Ressortleiter Steuerrecht
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